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Vom 5.-13.September 1994 fand in Kairo die dritte Kon­

ferenz der Vereinten Nationen über Bevölkerung und 

Entwicklung statt. Schon im Vorfeld der Konferenz hatte 

es heftige Auseinandersetzungen um die Methoden der 

Familienplanung gegeben. Dabei stand vor allem das 

Thema Abtreibung im Vordergrund, weil die katholische 

Kirche ebenso wie islamische Fundamentalisten diese 

strikt ablehnen. Ihr Ziel war es, die Legalisierung der 

Abtreibung durch die Konferenz zu verhindern. Kritik 

kam jedoch nicht nur von religiöser Seite, sondern auch 

von Menschenrechtsorganisationen, die sich gegen die 

Ausübung von Zwang bei der Durchsetzung staatlicher 

Bevölkerungspolitik, namentlich gegen zwangsweise Ab­

treibungen wenden, in denen sie eine Verletzung der 

Menschenrechte sehen. Dabei hatten die Kritiker zu­

meist die VR China im Visier, die für ihre rigorose Fami­

lienplanungspolitik bekannt ist. Zur Durchsetzung der 

Ein-Kind-Politik ist China praktisch jedes Mittel recht; so 

ist dort nicht nur die Abtreibung legalisiert, sondern es 

wird auch Zwang ausgeübt. Die Kritiker einer solchen 

Politik erhalten teilweise Unterstützung durch die Ver­

einigten Staaten. Zwar nahmen die Vertreter der USA 

auf der Konferenz eine Mittlerstellung ein, aber im Au­

gust, also vor der Kairoer Konferenz, hatte Präsident 

Clinton auf Druck der amerikanischen Öffentlichkeit und 

des Senats ein Dokument unterzeichnet, das dem 

UNFPA (United Nations Fund for Population Activities) 

die Verwendung amerikanischer Mittel für China verbie­

tet. Die VR China betrachtete dies als einen unfreundli­

chen Akt und als Verleumdung der chinesischen Fami­

lienplanungspolitik.1

Chinas Position auf der Kairoer Weltbevölkerungskon­

ferenz

Chinas Haltung auf der Kairoer Konferenz hat gezeigt, 

daß sich das Land durch solcherlei Kritik und Angriffe 

nicht erschüttern läßt. Vielmehr hat es seine Position mit 

großem Selbstbewußtsein vertreten. Die VR China hatte 

eine 47köpfige Regierungsdelegation unter Leitung von 

Peng Peiyun, der Vorsitzenden der Staatlichen Kommis­

sion für Familienplanung, und eine Gruppe von 30 Nicht- 

Regierungsmitgliedern nach Kairo entsandt. Gleich am 

ersten Konferenztag machte Peng Peiyun in einer länge­

ren Rede Chinas Standpunkt klar. Im folgenden werden 

die wichtigsten Punkte zusammengefaßt.

- Peng betonte den engen Zusammenhang zwischen 

Bevölkerung und Entwicklung; die Bevölkerungsfrage 

sei im wesentlichen eine Entwicklungsfrage. Ein Land 

könne sein Bevölkerungsproblem nur lösen, wenn es 

sich um nachhaltige Entwicklung der Produktivität 

bemühe, nämlich Förderung der gesamten sozioöko­

nomischen Entwicklung, stärkere Betonung des Um­

weltschutzes sowie Verbesserung des kulturellen Ni­

veaus, des Bildungs- und Gesundheitswesens, der Fa­

milienplanung und der Stellung der Frau.

- Jedes Land solle seine Bevölkerungspolitik unabhängig 

auf der Grundlage der eigenen Bedingungen und der 

eigenen Bevölkerungssituation festlegen. Dies sei das 

Recht eines jeden souveränen Staates und müsse re­

spektiert werden.

- Programme zur Bevölkerungs- und Familienplanung 

seien ein wirksames Mittel, um die Bevölkerungspro­

bleme vieler Entwicklungsländer zu lösen. Bei deren 

Durchsetzung solle allerdings jeglicher Zwang vermie­

den werden.

- Für erfolgreiche Familienplanung sei die Verbesserung 

der Stellung der Frau erforderlich, insbesondere durch 

Bildung, Teilnahme an Politik und Wirtschaftsentwick­

lung, Schutz der Rechte und Interessen der Frau sowie 

Verwirklichung ihrer Gleichstellung.

- Erfolge bei der Eindämmung des weltweiten Bevölke­

rungswachstums seien nur durch internationale Koope­

ration zu erzielen. Peng rief die entwickelten Länder 

auf, die Mittel für Bevölkerungs- und Entwicklungs­

programme aufzustocken und keine politischen Bedin­

gungen an die Vergabe solcher Mittel zu knüpfen.

- Was die chinesische Bevölkerungssituation angehe, so 

habe die Bevölkerung auf dem Festland Ende 1993 

mehr als 1,18 Mrd. betragen und pro Jahr einen Netto­

zuwachs von 14 Mio. zu verzeichnen. Es sei Chinas 

strategisches Ziel, nachhaltiges Wirtschaftswachstum 

und nachhaltige Entwicklung zu erreichen, die mate­

riellen und kulturellen Bedürfnisse seiner gesamten 

Bevölkerung zu befriedigen und die Lebensqualität des 

Volkes zu verbessern. Diese Ziele würden letztlich 

auch das Bevölkerungsproblem lösen.

- Zugleich mit der Entwicklung der Volkswirtschaft 

habe die chinesische Regierung die Familienplanung 

und den Umweltschutz zu den Grundlagen ihrer Poli­

tik gemacht und beides in den nationalen Gesamtplan 

für wirtschaftliche Entwicklung aufgenommen.

- Bei der Verwirklichung ihrer Bevölkerungs- und Fami­

lienpolitik verfolge die chinesische Regierung den 

Grundsatz, Lenkung durch die Regierung und Freiwil­

ligkeit der Bevölkerung miteinander zu verbinden.2

Die Ausführungen von Frau Peng geben die Grundsätze 

der chinesischen Bevölkerungspolitik wieder, wie sie die 

chinesische Regierung nach außen vertritt und wie sie 

vom Ausland gesehen werden sollen. Daß sie der Wirk­

lichkeit nicht ganz entsprechen, wird jeder feststellen, der 

mit der Familienplanungspolitik in China etwas vertraut 

ist. Es ist allgemein bekannt, daß die Durchsetzung der 

Vorschriften zur Familienplanung keineswegs immer auf 

freiwilliger Basis erfolgt, sondern daß schwangere Frauen 

nicht selten zur Abtreibung gezwungen werden. Auch
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Ausübung moralischen Drucks bedeutet Zwang, so je­

denfalls sehen es Fachleute im Ausland.3 In China selbst 

wird das Problem anders gesehen. Man gibt zwar zu, daß 

es gelegentlich zu Zwangsmaßnahmen kommt, was auf 

mangelhafte Ausbildung des für Familienplanung zustän­

digen Personals zurückgeführt wird. Grundsätzlich aber 

wird Zwang abgelehnt, und man ist der Überzeugung, 

daß generell auch danach gehandelt wird. Diese Über­

zeugung stützt sich auf die Vorschrift, daß vor jeder 

Maßnahme, also beispielsweise einem Schwangerschafts­

abbruch oder einer Sterilisation, bei der betr. Person ein­

gehende Erziehungsarbeit zu leisten ist. Während eine 

auf diese Weise erlangte Einwilligung nach westlichem 

Verständnis eine erzwungene Zustimmung ist, sehen die 

Chinesen - zumindest die offizielle Seite - darin das Prin­

zip der Freiwilligkeit gewahrt, weil man der Auffassung 

ist, daß die betr. Person zu besserer Einsicht gelangt ist. 

In dieser Auffassung spiegelt sich etwas von dem in der 

konfuzianischen Tradition begründeten Glauben an die 

Erziehbarkeit des Menschen wider.

Für das Verständnis der chinesischen Position ist ein wei­

terer Punkt von Bedeutung, den Peng Peiyun in einem 

Interview mit Xinhua unterstrich. Sie betonte darin das 

Verantwortungsbewußtsein Chinas in der Bevölkerungs­

frage und Chinas Beitrag zur Eindämmung des Bevölke­

rungswachstums in der Welt. Die chinesische Delegation, 

so erklärte sie, habe wichtige Punkte in das Aktionspro­

gramm, das auf der Konferenz verabschiedet wurde und 

Richtlinien für die kommenden zwei Jahrzehnte enthält, 

eingebracht; außerdem habe China aktiv am Zustande­

kommen eines allgemeinen Konsenses bei den strittigen 

Fragen mitgewirkt.4 Aufgrund der hohen Bevölkerungs­

zahl wirken sich bei keinem anderen Land der Welt 

Maßnahmen der Geburtenkontrolle auf die Entwicklung 

der Weltbevölkerung so deutlich aus wie bei der VR 

China. Diesen Tatbestand nutzt die chinesische Regie­

rung, um der Weltgemeinschaft seine verantwortungsbe­

wußte Haltung klarzumachen. Auch Premierminister Li 

Peng betonte in einer der Konferenz schriftlich vorlie­

genden Rede den großen Beitrag, den China zur Stabili­

sierung der Weltbevölkerung leiste.5 Hinter diesem mit 

großem Selbstbewußtsein vorgetragenen Verantwor­

tungsgefühl verbirgt sich die Erwartung Chinas, daß die 

internationale Gemeinschaft seinen Beitrag würdigt.

Der Stand der chinesischen Bevölkerungsentwicklung 

und -politik

Mit 1,2 Mrd. Einwohnern ist die VR China das bevölke­

rungsreichste Land der Erde. Das Land verfügt nur über 

7 Prozent der anbaufähigen Fläche der Welt, muß aber 

22 Prozent der Weltbevölkerung ernähren. Die Getrei­

deproduktion konnte in den vergangenen dreißig Jahren 

zwar mehr als verdoppelt werden, aber die Bevölkerung 

verdoppelte sich innerhalb dieses Zeitraums ebenfalls, so 

daß der Zuwachs der Getreideproduktion praktisch auf­

gezehrt wurde.6 Eine weitere Steigerung der Getreide­

produktion ist längst an ihre Grenzen gestoßen. Die An­

baufläche verringert sich stetig, immer mehr Menschen 

müssen von den Erträgen abnehmender landwirtschaftli­

cher Flächen ernährt werden, denn zum einen fällt im­

mer mehr anbaufähiges Land der Modernisierungspoli­

tik, d.h. deren Infrastrukturmaßnahmen, zum Opfer, zum 

anderen wird das Ackerland durch Überdüngung über­

strapaziert oder fällt der Desertifikation und Erosion 

anheim.

Seit den siebziger Jahren wuchs in China die Erkenntnis, 

daß sozioökonomischer Fortschritt bei gleichbleibendem 

Bevölkerungswachstum nicht möglich ist. Das Ziel der 

Modernisierung des Landes, das Zhou Enlai 1975 aufge­

stellt hatte, dem aber erst Deng Xiaoping Ende der sieb­

ziger Jahre durch seine Reform- und Öffnungspolitik 

konkrete Gestalt verlieh, konnte also nur durch eine kon­

sequente Bevölkerungspolitik erreicht werden. Die Ein­

dämmung des rasanten Bevölkerungswachstums bildete 

den Eckpfeiler der Modernisierungspolitik. Als wichtig­

stes Ziel wurde die Ein-Kind-Familie propagiert, für die 

in landesweiten Erziehungskampagnen geworben wurde. 

Die Bevölkerungsplanung wurde in die nationalen Wirt­

schafts- und Sozialpläne aufgenommen, und obwohl die 

Planziffern mehrfach revidiert werden mußten und 

Rückschläge zu verzeichnen waren, hat China, insgesamt 

gesehen, beachtliche Erfolge erzielt, die auch internatio­

nale Anerkennung finden. So sank die Geburtenrate in 

China von 33,43 Promille im Jahre 1970 auf 18,09 Promil­

le im Jahre 1993. Ohne die strikte Familienplanung wür­

den heute in China 200 Mio. Menschen mehr leben.7

Dennoch sieht die Regierung keinen Anlaß, in ihren Be­

mühungen zur Verringerung des Bevölkerungswachstums 

nachzulassen. Denn erstens wird die Bevölkerung auf­

grund der Alterspyramide, d.h. der relativ jungen Bevöl­

kerung, noch bis Mitte des nächsten Jahrhunderts an­

wachsen. Derzeit leben in China über 324 Mio. Frauen 

im gebärfähigen Alter;8 davon sind über 120 Mio. Frauen 

im Alter zwischen 20 und 29, dem Alter, in dem die mei­

sten Frauen ihre Kinder in die Welt setzen. Ende des 

Jahrhunderts wird diese Altersgruppe immer noch 100 

Mio. umfassen. Offiziellen Angaben zufolge werden in 

den neunziger Jahren pro Jahr durchschnittlich mehr als 

20 Mio. Babies geboren; dies bedeutet einen Nettozu­

wachs von jährlich 13-15 Mio. Menschen.9 Aufgrund 

dieser hohen absoluten Geburtenziffer ist das zu Beginn 

der achtziger Jahre gesteckte Ziel, die Bevölkerungszahl 

bis zum Ende des Jahrhunderts unterhalb von 1,2 Mrd. 

zu halten, überholt. Die chinesische Regierung rechnet 

jetzt bis zum Jahr 2000 mit einer Bevölkerung von 1,3 

Mrd. und bis zur Mitte des nächsten Jahrhunderts mit 1,6 

Mrd. Erst danach werde in China die Periode des Null­

wachstums der Bevölkerung beginnen.10

Im diesjährigen Weltbevölkerungsbericht wird sogar 

schon bis zum Jahr 2025 für China eine Bevölkerung von 

über 1,5 Mrd. erwartet.11 Zweitens sind die Erfolge der 

chinesischen Bevölkerungsplanung aus weiter unten zu 

erörternden Gründen geographisch sehr unterschiedlich 

verteilt und keinesfalls als stabil zu bezeichnen. Generell 

läßt sich sagen, daß sich die Ein-Kind-Familie hauptsäch­

lich im städtischen Bereich durchgesetzt hat, während die 

Familien auf dem Lande vielfach zwei und mehr Kinder 

haben. Nach den Vorschriften zur Familienplanung ist es 

Ehepaaren auf dem Lande nur dann erlaubt, ein zweites 

Kind zu haben, wenn das erste Kind eine Tochter ist und 

sich die Familie "in besonderen Schwierigkeiten" befin­

det. Diese Klausel wurde Mitte der achtziger Jahre in 

einigen Gegenden recht extensiv ausgelegt, so daß die 

Regierung Ende des Jahrzehnts wieder strenger auf die 

Einhaltung der Ein-Kind-Politik achtete und den 

Schwerpunkt der Familienplanungsarbeit in die ländli­

chen Gebiete verlegte.12 Offiziell wird die Schuld für den 

unzureichenden Erfolg der Familienplanung auf dem 

Lande traditionellen "feudalistischen" Ideen zugeschrie­

ben, wie z.B. der Auffassung, daß mehr Kinder mehr 

Glück bedeuteten und daß Söhne mehr wert seien als
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Mädchen. Doch lassen sich die mangelnden Erfolge oder 

gar Rückschläge nicht nur aus traditionellen Anschauun­

gen erklären; wie noch zu zeigen sein wird, gibt es meh­

rere sich aus der Reform- und Öffnungspolitik ergebende 

Faktoren, die ein Ansteigen der Geburtenziffern begün­

stigen.

Methoden zur Erreichung der Ein-Kind-Familie

a) Familienplanung als öffentliche Aufgabe:

Grundlage für die staatliche Bevölkerungspolitik sind 

mehrere ZK-Beschlüsse zur Familienplanung, wie z.B. 

vom 12.4.1984, vom Mai 198613 und vom 12.5.1991,14 

sowie Vorschriften auf Provinzebene. Ein nationales Fa­

milienplanungsgesetz gibt es bislang nicht. Die strikte 

Familienplanungspolitik bringt es mit sich, daß Kinder­

kriegen in China keine Privatsache ist, sondern staatli­

cher Planung unterliegt. Jede Regierungsebene legt in 

ihren Jahres- und Fünfjahresplänen Zahlen für die Be­

völkerungsentwicklung fest und ist verpflichtet, die Ziel­

vorgaben für die Eindämmung des Bevölkerungswachs- 

tums einzuhalten. Dies bedeutet theoretisch, daß jede 

lokale Einheit pro Jahr ein festes Geburtenkontingent 

zur Verfügung hat. In städtischen Einheiten ist es üblich, 

daß sich jungverheiratete Frauen die Genehmigung der 

Beauftragten für Familienplanung einzuholen haben, 

bevor sie schwanger werden, und daß nach der Geburt 

eines Kindes streng darauf geachtet wird, daß es nicht zu 

einer weiteren Schwangerschaft kommt. Auf dem Lande 

soll das Genehmigungsverfahren auch gelten, doch ist es 

hier schwerer durchzusetzen und hängt im einzelnen 

stark von den örtlichen Verhältnissen ab. Der Staat stellt 

öffentliche Mittel für die Familienplanungsarbeit zur 

Verfügung, und zwar 2 Yuan pro Kopf und Jahr.15 Da 

zumal auf dem Lande die örtlichen Kader sich oft selbst 

nicht an die Vorschriften halten und diese vielfach auf­

grund guter persönlicher Beziehungen oder Bestechung 

umgangen werden können, wurde vor einigen Jahren 

auch in der Familienplanung das Verantwortlichkeitssy­

stem eingeführt. Danach soll der Erfolg einer örtlichen 

Regierung bei der Verringerung der Geburtenrate als 

wichtiges Kriterium für die Bewertung der Kader und 

damit als maßgeblich für ihre persönliche Karriere gel­

ten. Entsprechend sollen auch Betriebe nach ihren dies­

bezüglichen Erfolgen eingestuft werden, und selbst die 

Erteilung einer Arbeitserlaubnis außerhalb der Land­

wirtschaft an einzelne Personen wird von deren Durch­

führung der Ein-Kind-Politik abhängig gemacht.16 Bei 

mangelhafter Durchführung der Familienplanungspolitik 

werden die jeweiligen örtlichen Regierungen oder Ein­

heiten offiziell verwarnt, was mit materiellen und son­

stigen Nachteilen verbunden ist, während erfolgreiche 

Regierungen und Einheiten belobigt werden.

b) Propagandaarbeit:

Die Parteikomitees und Regierungen aller Ebenen sind 

angewiesen, der Bevölkerungsplanung ebensoviel Bedeu­

tung beizumessen wie der Wirtschaftsplanung und Per­

sonal bereitzustellen, das sich ausschließlich um die Fa­

milienplanung kümmert. Die Familienplanungsbeauftrag­

ten müssen in ihrem zuständigen Bereich unter der je­

weiligen Zielgruppe (jungverheiratete Ehepaare, Frauen 

im reproduktionsfähigen Alter) Erziehungsarbeit leisten. 

Dazu gehören die Erläuterung der staatlichen Bevölke­

rungspolitik sowie die Aufklärung über Verhütungsmaß­

nahmen und mögliche Sanktionen. In zunehmendem 

Maße werden auch Schulen für Familienplanung gegrün­

det, in denen Jungvermählte und junge Mütter unterrich­

tet werden. Solche Schulen gibt es mittlerweile in fast 

allen Städten und in einer großen Anzahl von Kreisen.17 

Das Problem bei der Erziehungsarbeit ist der oft unzu- 

reichende Ausbildungsstand der Familienplanungsbeauf­

tragten und -lehrer.

c) Späte Heirat und späte Geburten:

Als eine der wichtigsten Methoden der Familienplanung 

werden die Spätheirat und entsprechend späte Geburten 

propagiert. Das gesetzliche Heiratsalter beträgt für Frau­

en 20, für Männer 22 Jahre. In der Praxis soll das Alter 

bei der Eheschließung höher liegen: Frauen sollten nicht 

unter 23 und Männer nicht unter 25 Jahren heiraten. Ist 

das Mindestheiratsalter bei einem oder beiden Partnern 

nicht erreicht, so müssen die zuständigen Stellen die 

Eheregistrierung verweigern.18 Da junge Erwachsene in 

den Städten über die Arbeitseinheiten relativ gut zu kon­

trollieren sind, hat sich die Spätheirat hier weitgehend 

eingebürgert. Auf dem Lande hingegen läßt sie sich 

schwerer durchsetzen; dort ist frühes Heiraten immer 

noch weit verbreitet. Nach offiziellen Angaben sollen 

unter den 10 Mio. neuen Ehen, die pro Jahr geschlossen 

werden, 1,6 Mio. Frühehen sein.19 Offensichtlich zum 

Zwecke der Einschränkung von Frühehe und frühen Ge­

burten wurden im Februar 1994 Bestimmungen über 

Eheregistrierung erlassen. Darin wird das gesetzlich vor­

geschriebene Mindestheiratsalter als wichtigstes Krite­

rium für die Ehefähigkeit genannt, und dem Personal der 

Registrierungsämter werden bei Verletzung der Vor­

schriften über das Heiratsalter Strafen bis hin zur Amts­

enthebung angedroht.20 Neben der Frühehe macht den 

örtlichen Regierungen die Tatsache zu schaffen, daß viele 

junge Leute die strengen Ehebestimmungen umgehen, 

indem sie ohne Eheregistrierung Zusammenleben. Nach 

den Bestimmungen über Eheregistrierung ist außereheli­

ches Zusammenleben von Mann und Frau nicht gestattet 

und unterliegt nicht dem gesetzlichen Schutz, d.h. solche 

nichtehelichen Lebensgemeinschaften bewegen sich im 

gesetzfreien Raum. Daß gerade dies beabsichtigt ist, um 

sich der Kontrolle durch das Familienplanungspersonal 

zu entziehen, ist nicht auszuschließen. Beide Erscheinun­

gen beeinträchtigen die Familienplanungspolitik in er­

heblichem Maße und zwingen die Behörden zum Ein­

greifen. In Hebei beispielsweise nahm die Provinzregie­

rung im vergangenen Jahr eine entsprechende Überprü­

fung vor, um Frühehen und nichteheliches Zusammenle­

ben zu unterbinden. Dort sollen jedes Jahr mehrere 

zigtausend neue Fälle von Frühehen und außerehelichem 

Zusammenleben vorkommen. (Siehe RMRB, 24.4.93.)

d) Verhütungsmaßnahmen:

Die Verantwortung für schwangerschaftsverhütende 

Maßnahmen wird auch in China weitgehend den Frauen 

überlassen. Von den etwa 240 Mio. Ehepaaren im repro­

duktionsfähigen Alter verwenden heute gut 200 Mio. 

Kontrazeptiva.21 Die beliebteste Methode sind intraute­

rine Verhütungsmittel, die von etwa 40 Prozent aller 

Frauen im gebärfähigen Alter benutzt werden. Demge­

genüber werden Pille und Kondome am wenigsten ver­

wendet, nämlich nur von etwa 4-5 Prozent der Ehepaa­
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re.22 Dies liegt zum einen an der schlechten Quahtät 

dieser Mittel, zum anderen an den Kosten. Verhütungs­

mittel werden von den Arbeitseinheiten oder auf dem 

Lande von den Beauftragten für Familienplanung kosten­

los vergeben. Zugang haben aber nur Verheiratete, denn 

vorehelicher Geschlechtsverkehr ist in China tabu. Für 

Unverheiratete war es bislang äußerst schwierig, an Ver­

hütungsmittel heranzukommen. Allmählich scheint sich 

hier jedoch ein Wandel anzubahnen. In jüngster Zeit 

werden zumindest in den Großstädten zunehmend Lä­

den, Stände oder Automaten eingerichtet, wo es Kontra­

zeptiva der verschiedensten Art zu kaufen gibt. Dies 

wurde vor allem aufgrund der größeren Mobilität der 

Bevölkerung erforderlich, und davon profitieren auch 

Unverheiratete.23

Eine weitverbreitete Methode zur Verhütung von 

Schwangerschaften ist die Sterilisierung. Dieser unter­

ziehen sich weitaus mehr Frauen als Männer. Wenn 

Frauen nach ihrem ersten Kind unerlaubt wieder 

schwanger werden, werden sie in der Regel zu Abtrei­

bung und Sterilisation gedrängt. Die Zahl der Sterilisa­

tionen pro Jahr bewegt sich zwischen 6,5 Mio. (1992) und 

10 Mio. (1991).24 Daneben gilt die Abtreibung als legiti­

me Methode zur Verhütung von Geburten. Sie wird offi­

ziell zwar als letzter Ausweg hingestellt, zu dem nur Zu­

flucht genommen wird, wenn alle anderen Mittel versa­

gen, doch in Wirklichkeit wird sie allzu häufig, rigoros 

und leichtfertig praktiziert. Frauen, die unerlaubt ein 

zweites oder drittes Kind erwarten, werden von den Be­

auftragten für Familienplanung so lange bearbeitet, bis 

sie "freiwillig” einer Abtreibung zustimmen. Die Regie­

rung gibt zu, daß pro Jahr rund 10 Mio. Abtreibungen 

durchgeführt werden,25 das bedeutet, daß auf zwei Ge­

burten eine Abtreibung kommt. Einer Erhebung des 

Frauenverbandes zufolge haben rund 25 Prozent aller 

verheirateten Frauen in China mindestens eine Abtrei­

bung hinter sich, 8 Prozent hatten zwei oder mehr Ab­

treibungen. Die Abtreibungsrate war in Shanghai mit 41 

Prozent und in Beijing mit 35 Prozent aller verheirateten 

Frauen am höchsten. In diesen beiden Städten soll auch 

der Anteil unverheirateter Frauen, die eine Abtreibung 

vornehmen ließen, am höchsten sein, nämlich 25 Pro­

zent26

e) Aufbau einer Altersversorgung:

Von Anfang an wurde der enge Zusammenhang zwi­

schen weniger Kindern und einer dadurch gegebenen 

wirtschaftlichen Besserstellung betont. Dies freilich war 

insbesondere der bäuerlichen Bevölkerung schwer klar­

zumachen, war sie doch für ihre Versorgung im Alter auf 

Kinder, zumal Söhne angewiesen, solange es keine staat­

liche Altersversicherung auf dem Lande gab. Einer der 

entscheidenden Gründe für den Erfolg der Familienpla­

nung in den Städten ist, daß es dort für die zumeist im 

staatlichen Sektor Beschäftigten eine gesetzliche Alters­

versorgung gibt. Auf dem Lande hingegen begann man 

erst in den achtziger Jahren mit dem Aufbau eines Ver­

sorgungsnetzes für das Alter - bisher allerdings mit un­

terschiedlichem Erfolg. Generell läßt sich sagen, daß in 

wohlhabenderen Gegenden wie Ostchina eine Altersver­

sicherung bereits gewährleistet ist, während sie in ande­

ren Gegenden noch kaum entwickelt und vor allem in 

den unterentwickelten Gebieten noch gar nicht vorhan­

den ist.27 In diesen Gebieten zeitigt die Geburtenrege­

lung daher auch am wenigsten Erfolge.

f) Wirtschaftliche Anreize und Sanktionen:

Da die Regierung erkannt hat, daß Propaganda und Er­

ziehung allein nicht ausreichen, um die Bevölkerung zum 

freiwilligen Verzicht auf mehrere Kinder zu bringen, hat 

sie in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre ein System 

von Belohnungen und materiellen Strafen eingeführt. 

Familien, die sich verpflichten, nur ein Kind zu haben, 

können in den Genuß aller Privilegien kommen, die die 

Gesellschaft zu bieten hat, z.B. kostenfreier Kindergarten 

und Schulbesuch, ggf. kostenfreie medizinische Behand­

lung für das Kind, Bevorzugung bei Wohnraumvermitt­

lung, berufliche Beförderung der Eltern u.ä. Außerdem 

erhalten Familien mit Einzelkindern Kindergeld.28 Dem­

gegenüber werden bei Nichteinhaltung der Ein-Kind- 

Politik einschneidende materielle Sanktionen verhängt. 

Alle unerlaubten Geburten werden als illegal betrachtet 

und ziehen für die betr. Familien nach sich, daß diese von 

allen staatlich gewährten Privilegien ausgeschlossen sind. 

So müssen die Eltern für die Geburt eines unerlaubten 

Zweitkindes eine Geldstrafe zahlen (in einem Bezirk der 

Stadt Guangzhou beispielsweise 2.000 Yuan), die sich bei 

jedem weiteren Kind erhöht. Ferner erhalten die betr. 

Familien keinen zusätzlichen Wohnraum, keine zusätzli­

chen Getreidecoupons und keine freie medizinische Be­

handlung. Es kann auch zu Gehaltskürzungen und Ent­

lassungen oder zum Entzug bestimmter Lizenzen (z.B. 

für private Geschäfte) kommen.29 Viele wohlhabende 

Familien lassen sich durch diese Strafen nicht abschrek- 

ken, sondern sind um eines zweiten oder dritten Kindes 

willen bereit, die Strafen zu zahlen.

Probleme bei der Durchführung der Familienplanungs­

politik

Es ist kein Geheimnis, daß die offizielle Politik zur Ein­

schränkung des Bevölkerungswachstums in der chinesi­

schen Bevölkerung auf starke Widerstände stößt. Diese 

erklären sich zum Teil aus traditionellen Anschauungen, 

wie z.B. dem Glauben, daß viele Kinder mehr Glück, vor 

allem Versorgung im Alter bedeuten und daß Söhne zur 

Fortführung der Ahnenkette erforderlich sind. Zum Teil 

aber ergeben sich die Widerstände auch aus den Wirt­

schaftsreformen, die den Grund für eigenverantwortli­

ches Wirtschaften und mehr Privatinitiative legten, was 

wiederum bei einem großen Teil der Bevölkerung, zumal 

auf dem Lande, den Wunsch aufkommen läßt, den Wohl­

stand des Familienverbandes durch die Arbeit möglichst 

vieler Familienmitglieder zu mehren. Erfahrungsgemäß 

führt ein höherer Bildungsstandard insbesondere bei den 

Frauen zu größerer Akzeptanz der Geburtenkontrolle. 

Dies ist ein Grund, weshalb die Familienplanung in den 

mit Bildungsinstitutionen besser ausgestatteten Städten 

eher praktiziert wird als auf dem Lande, wo das Bil­

dungswesen generell nicht so gut entwickelt ist. Diesen 

Zusammenhang hat die chinesische Regierung erkannt, 

und so widmen sich spezielle Bildungsprogramme seit 

neuestem verstärkt der Mädchen- und Frauenbildung, 

denn noch immer sind rund 80 Prozent der etwa 180 Mil- 

Honen Analphabeten (offizielle Zahl für 1990) Frauen.30 

Auch eine weitergehende Frauenemanzipation könnte 

die Akzeptanz erhöhen, aber sie ist in China bislang nur 

formal gegeben und bei den meisten Frauen nicht ins 

Bewußtsein gedrungen, so daß von ihrer Seite wenig zu 

erwarten ist, zumal es in China keine feministische Be­

wegung gibt. Nicht zuletzt spielen sozioökonomische 

Aspekte eine große Rolle für das Reproduktionsverhal­
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ten der Bevölkerung. In der Regel führen mehr Wohl­

stand und öffentliche Sicherheitssysteme für die Bevölke­

rung zu verminderter Kinderzahl. Wie wir gesehen ha­

ben, ist dies in China aufgrund traditioneller Denkstruk­

turen zumindest auf dem Lande nicht unbedingt der Fall. 

Sofern es sich Familien leisten können, zahlen sie lieber 

hohe Strafen als auf zusätzliche Kinder zu verzichten.

Angesichts der verbreiteten Resistenz der chinesischen 

Bevölkerung gegen Familienplanung verfolgen Partei und 

Regierung einen harten Kurs und greifen zu Zwangs­

maßnahmen, weil sie - zweifellos mit Recht - annehmen, 

daß auch nur die leiseste Lockerung die Geburtenrate 

sofort wieder hochschnellen ließe. Dennoch gibt es gra­

vierende Probleme, die den Erfolg der Geburtenkontrol­

le mindern.

a) Aussetzen und Töten neugeborener Mädchen:

Der Wunsch nach einem männlichen Erben,, der vor 

allem bei der bäuerlichen Bevölkerung ungebrochen ist, 

hat seit Beginn der strengen Geburtenkontrollpolitik 

dazu geführt, daß auf dem Lande das Töten und Ausset­

zen neugeborener Mädchen keine Seltenheit sind. Wenn 

man nur ein oder ggf. auch zwei Kinder haben darf, so 

die verbreitete Auffassung, dann soll es wenigstens ein 

Junge sein. Die Regierung hat das Problem nicht ver­

schwiegen und versucht, gegen die Unsitte vorzugehen, 

indem sie nicht müde wird, die Gleichwertigkeit männli­

cher und weiblicher Nachkommen zu predigen. Heute 

dürfte es dank der Möglichkeit pränataler Geschlechts­

feststellung durch Ultraschall nur noch in geringem Ma­

ße zu Tötungen kommen. Statt dessen ist es vielfach üb­

lich geworden, bei weiblichen Föten abzutreiben.

b) Unausgewogenes Geschlechterverhältnis:

Aufgrund der nach wie vor unter der ländlichen Bevölke­

rung verbreiteten Geringschätzung von Mädchen und 

Bevorzugung von Jungen hat sich seit Ende der siebziger 

Jahre das Geschlechterverhältnis in China sehr ungleich 

entwickelt. Ein Großteil der ländlichen Familien manipu­

liert die Nachkommenschaft. In den achtziger Jahren 

geschah dies vorwiegend durch Aussetzen oder Töten 

von Mädchen, um sich auf diese Weise die Möglichkeit, 

einen Sohn zu bekommen, offenzuhalten. In den neunzi­

ger Jahren lassen schwangere Frauen häufig das Ge­

schlecht durch Ultraschall untersuchen und ggf. eine 

Abtreibung vornehmen. Dies hat die Abtreibungsrate in 

den letzten Jahren drastisch in die Höhe getrieben. Zwar 

sind daraufhin den Ärzten Ultraschalluntersuchungen zur 

Feststellung des Geschlechts untersagt worden, aber ge­

gen Bestechung ist eine solche Untersuchung leicht zu 

haben. Im übrigen sind Ultraschalluntersuchungen eine 

so lukrative Einnahmequelle, daß weder Krankenhäuser 

noch Privatärzte auf sie verzichten wollen.31 So ist es 

nicht verwunderlich, daß immer mehr Jungen und immer 

weniger Mädchen zur Welt kommen. Der vierte Zensus 

1990 ergab eine Geschlechterrelation von 113,8 Jungen 

zu 100 Mädchen (Zahl für 1989)32 Das Ungleichgewicht 

weist jedoch steigende Tendenz auf; für die Jahre 1991 

und 1992 wurde ein Durchschnittswert von 116,5 errech­

net.33 Normal wäre ein Verhältnis von 106 Jungen zu 100 

Mädchen. Das Ungleichgewicht erreicht teilweise gera­

dezu groteske Ausmaße: So wurde von zwei kleineren 

Städten in der Provinz Shandong berichtet, daß dort auf 

100 Mädchen 144,6 bzw. sogar 163,8 Jungen geboren 

wurden.34 Die Regierung ist sich des Problems bewußt 

und versucht, durch Erziehungsarbeit gegenzusteuern. Im 

Frühjahr 1993 setzte sich ein von der Staatlichen Kom­

mission für Familienplanung einberufenes Forum mit der 

Frage auseinander. Dort wurde das unausgewogene Ge­

schlechterverhältnis als ernstes Problem bezeichnet, das 

dringend einer Lösung bedarf.35 Zugleich aber wird auch 

vor Übertreibung gewarnt. Bevölkerungsexperten in Chi­

na bewerten die Situation sehr unterschiedlich; während 

die einen vor einem bedrohlichen Männerüberschuß im 

nächsten Jahrhundert warnen, sehen die anderen keinen 

Grund zur Panik. Sie führen das Ungleichgewicht darauf 

zurück, daß Mädchengeburten vielfach nicht gemeldet 

werden, so daß es sich in ihren Augen nur um ein schein­

bares Mißverhältnis handelt. Die Regierung scheint eher 

der letzten Auffassung zuzuneigen. In der Staatlichen 

Kommission für Familienplanung schätzt man, daß pro 

Jahr 400.000 - 500.000 mehr Jungen als Mädchen gebo­

ren werden und daß etwa die Hälfte oder sogar drei 

Viertel der neugeborenen Mädchen nicht registriert wer­

den, so daß man aufgrund dieser Zahlen von einer relativ 

normalen Situation ausgehen könne.36 Die Wahrheit liegt 

wahrscheinlich in der Mitte, d.h. das ungleiche Ge­

schlechterverhältnis ist sowohl aus der hohen Abtrei­

bungsrate weiblicher Föten als auch aus der hohen Zahl 

nicht gemeldeter Mädchengeburten zu erklären. Den­

noch beginnt die Presse, insbesondere die ausländische, 

schon damit, die schlechten Zeiten auszumalen, die im 

nächsten Jahrhundert für die chinesischen Männer an­

brechen. Für das Jahr 2000 wird ein Überschuß von 70 

Millionen Männern im heiratsfähigen Alter vorausgesagt, 

die keine Frau finden würden.37 Eine solche Entwicklung 

würde nicht ohne Einfluß auf die Stellung der Frau blei­

ben. Sie würde deren Position stärken, weil sie begehrter 

würde (auch Mädchengeburten würden immer willkom­

mener werden) und weil sie in weitaus höherem Maße 

als bislang ihre Wünsche und Bedingungen zum Aus­

druck bringen könnte, nicht zuletzt im Hinblick auf eine 

Eheschließung. Allerdings würde sich der Männerüber­

schuß zugleich auch negativ auf die Stellung der Frau 

auswirken, dadurch nämlich, daß die Frau wieder zu ei­

ner "Ware" würde. Nicht nur würden Frauenraub und 

Frauenhandel wieder an der Tagesordnung sein, sondern 

es würde auch wieder üblich werden, für heiratsfähige 

Töchter hohe Brautpreise zu verlangen - Erscheinungen, 

über die schon heute geklagt wird.

c) Wan derb evölkerung:

Die Lockerungen des strengen Haushaltsregistrierungs­

systems seit Anfang der achtziger Jahre hat zu umfang­

reichen Binnenwanderungen überschüssiger Arbeitskräf­

te aus den ländlichen und unterentwickelten Gebieten in 

die Städte bzw. entwickelten Küstenregionen geführt. 

Gegenwärtig wird die Wanderbevölkerung offiziell mit 80 

Millionen angegeben, doch da ein großer Teil der Wan­

derarbeiter seine Heimat illegal verläßt, dürfte sie sich in 

Wirklichkeit eher auf 100 Millionen belaufen. Die größte 

Anziehungskraft üben Großstädte wie Beijing und 

Shanghai aus. In Beijing beispielsweise wurde für das 

Jahr 1992 eine Wanderbevölkerung von 1,5 Mio. genannt; 

davon habe aber nur eine Million eine vorübergehende 

Aufentshaltserlaubnis erhalten.38 Den zahlenmäßig 

höchsten Anteil an der Wanderbevölkerung auf Provinz­

ebene hat mit über 10 Mio. Guangdong zu verzeichnen 39 

Die Wanderbevölkerung stellte bisher das schwächste
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Glied bei der Durchsetzung der staatlichen Familienpla­

nungspolitik dar, weil sie sich der Kontrolle weitgehend 

entzieht. Allgemein klagen die Provinzregierungen über 

die hohe Geburtenziffer außerhalb des staatlichen Plans 

unter der Wanderbevölkerung. Die Zentralregierung 

versucht diesem Problem mit verschiedenen Maßnahmen 

beizukommen. So wurden Ende 1991 Geburtenkontroll­

karten für die Wanderarbeiter eingeführt. Die Ausweise 

müssen vorgewiesen werden, wenn eine Aufenthalts­

oder Arbeitserlaubnis und Lizenzen aller Art beantragt 

werden.40 Außerdem wurden sog. Familienplanungs- 

Gesellschaften gegründet, deren Aufgabe es ist, die 

Wanderbevölkerung zu beobachten.41 Inwieweit diese 

Maßnahmen Erfolge zeitigen, ist schwer zu beurteilen. 

Auch ohne sie könnte sich das Reproduktionsverhalten 

der Wanderarbeiter ändern, sind diese doch in erster 

Linie bestrebt, ihren Lebensstandard zu verbessern, und 

dabei hartem Wettbewerb ausgesetzt. Den Wanderarbei­

tern geht es darum, Arbeit zu finden und Geld zu verdie­

nen, zudem müssen sie sich in einer ihnen fremden Um­

gebung behaupten und ihre gesamte Lebensweise än­

dern. All dies zwingt sie eigentlich dazu, das Heiraten 

aufzuschieben und sich an die Geburtenkontrollvorschrif­

ten zu halten. Diese Vermutung wird durch eine Unter­

suchung in der Provinz Guangdong belegt; dort soll dort 

die Geburtenrate unter der Wanderbevölkerung um 34,5 

Promille niedriger und das Hauptgebäralter zwei Jahre 

später (nämlich bei 28 Jahren) liegen als bei der übrigen 

Bevölkerung.42 Ob sich dieser Befund verallgemeinern 

läßt, ist allerdings fraglich, denn bislang überwiegen die 

Klagen darüber, daß die Wanderbevölkerung sich der 

Geburtenkontrolle entzieht.

d) Nationale Minderheiten:

Ein weiterer für die Familienplanung problematischer 

Bevölkerungssektor sind die nationalen Minderheiten. 

Aus Sorge vor Unruhen und separatistischen Bestrebun­

gen waren sie zunächst von der strengen Familienpla­

nungspolitik ausgenommen. Dies hat dazu geführt, daß 

sich der Anteil der Minderheitenbevölkerung in den acht 

Jahren zwischen dem dritten und dem vierten Zensus 

(1982-1990) von 6,7 auf 8,08 Prozent erhöhte. Während 

die gesamte Bevölkerung in diesem Zeitraum um 12,45 

Prozent zunahm, betrug der Zuwachs bei den Nationali­

täten 35,86 Prozent, d.h. die Minderheitenbevölkerung 

wuchs im Verhältnis zur hanchinesischen Bevölkerung 

dreimal so schnell43 Für 1990 wurde die Minderheiten­

bevölkerung mit gut 91 Mio. beziffert, heute dürfte sie 

100 Mio. überschritten haben. Das schnelle Wachstum 

der Nationalitäten ist allerdings nicht ausschließlich mit 

einer hohen Geburtenrate zu erklären. Zu berücksichti­

gen ist auch, daß viele Hanchinesen sich um die Aner­

kennung als Angehöriger einer nationalen Minderheit 

bemühen; ausschlaggebend dafür ist der Wunsch, in den 

Genuß der günstigeren Bedingungen hinsichtlich der 

Familienplanung zu kommen, wie sie für die Minderhei­

ten gelten. Dessenungeachtet hat das schnelle Wachstum 

der Minderheitenbevölkerung in den letzten Jahren mehr 

und mehr die Aufmerksamkeit der Zentralregierung wie 

der örtlichen Regierungen erregt. In zunehmendem Ma­

ße wird die Einhaltung der Familienplanungsvorschriften 

auch für die Minderheiten gefordert. Für die Zentralre­

gierung stellt die Familienplanung in den Minderheiten­

gebieten ein überaus sensitives Problem dar, denn sie 

muß ständig lavieren zwischen relativer Lockerung, um 

die Bevölkerung ruhig zu halten, und einer strengeren 

Linie, die die bevölkerungspolitischen Zwänge gebieten.

e) Nichtregistrierung von Geburten und Datenfälschungen.-

Hin Problem, das die gesamte Bevölkerungspolitik beein­

trächtigt und vor allem einen großen Unsicherheitsfaktor 

für die Demographie darstellt, ist die weitverbreitete 

Erscheinung, daß Geburten nicht registriert und ge­

schönte Zahlen weitergegeben werden. Zum einen sind 

es die Familien, die unerlaubte Geburten verheimlichen; 

aus den erwähnten Gründen werden hauptsächlich neu­

geborene Mädchen einfach nicht gemeldet, aber das glei­

che gilt auch für zusätzliche Jungen. Zum anderen sind es 

häufig die Kader selbst, zumal der unteren Ebene, die 

ihre nach oben zu meldenden Zahlen schönen, d.h. nie­

drigere Geburtenzahlen angeben, um in besserem Licht 

zu erscheinen. Dies ist neben dem vielfach unzureichen­

den Ausbildungsstand des statistischen Personals (und 

daher relativ hoher Fehlerquote) der Hauptgrund für die 

Ungenauigkeit und Unzuverlässigkeit der chinesischen 

Bevölkerungsstatistiken. Über das Ausmaß nicht gemel­

deter Geburten läßt sich nur spekulieren. Die Ergebnisse 

einer Stichprobenerhebung der Staatlichen Kommission 

für Familienplanung im Herbst 1993 in jeweils 16 Dör­

fern der Provinzen Hebei und Hubei sind in dieser Hin­

sicht jedoch aufschlußreich. Sie förderten zu Tage, daß 

die Mehrzahl der 32 Dörfer weder Geburten noch Früh­

heiraten und Schwangerschaften gemeldet hatte.44

f) Der Einfluß der Reformpolitik:

Ein letzter Punkt muß Erwähnung finden, der der Pro­

paganda für die Familienplanung in den letzten Jahren 

entgegenwirkte: die Ansicht, unter marktwirtschaftlichen 

Bedingungen sei auch die Geburtenkontrolle durch den 

Markt zu regeln. Diese Auffassung scheint sich zuneh­

mend zu verbreiten, so daß sich Parteichef Jiang Zemin 

auf einer nationalen Arbeitstagung über Familienplanung 

im März 1994 veranlaßt sah, sie nachdrücklich zu kritisie­

ren.45 Ein Jahr zuvor hatte der Parteisekretär der Pro­

vinz Heilongjiang die Teilnehmer einer Konferenz über 

Geburtenkontrolle in seiner Provinz ebenfalls vor einer 

Diskriminierung der Familienplanung als Produkt der 

Planwirtschaft gewarnt.46 In weiten Kreisen der Bevölke­

rung, namentlich denjenigen, die von den Wirtschaftsre­

formen profitieren, scheint die Tendenz zu bestehen, 

alles zu diskreditieren, was mit Planwirtschaft zu tun hat. 

Da mit dieser auch die Familienplanung in Verbindung 

gebracht wird, hält man letztere für überholt und ist der 

Meinung, die Geburtenregelung sei wieder zur Privat­

sache zu machen. Diesem Trend versuchen Partei und 

Regierung mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mit­

teln der Propaganda entgegenzuwirken. Dabei weisen sie 

vor allem auf die besonderen Bedingungen Chinas hin, 

nämlich die ständig wachsende Bevölkerung bei sich ste­

tig verringernder Agrarfläche und ungeheuren Belastun­

gen für die Umwelt. Diese Bedingungen erfordern es, 

Familienplanung als nationale Aufgabe wahrzunehmen 

und langfristig an ihr festzuhalten.

In noch anderer Hinsicht erschweren die Reformen die 

strikte Durchsetzung der Vorschriften zur Familienpla­

nung. Der Strukturwandel bringt es mit sich, daß sich das 
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alte, hauptsächlich mit der Arbeitseinheit verbundene 

Kontrollsystem vielerorts auflöst. Die Gründung neuer 

Unternehmensformen (Kollektiv- und Privatbetriebe) 

und von Sonderwirtschaftszonen, aber auch die Reform 

des Systems der Haushaltsregistrierung erfordern neue 

Kontrollmechanismen.

Schlußbemerkung

Es besteht kein Zweifel, daß China einen wichtigen Bei­

trag zur Verlangsamung des globalen Bevölkerungs­

wachstums leistet. Wenn China mit seiner rigorosen Fa­

milienplanungspolitik teilweise Methoden anwendet, die 

nicht mit den Wertvorstellungen des Westens über ein­

stimmen, so müssen diese Maßnahmen vor dem Hinter­

grund des chinesischen Wertesystems gesehen werden, in 

dem nicht nur sozialistische Werte, sondern auch die tra­

ditionelle Ethik verankert sind. Wir müssen China zuge­

stehen, daß es einen ehrlichen Kampf um die Verbesse­

rung der Lebensbedingungen seiner Bevölkerung kämpft. 

In China leben offiziellen Angaben zufolge heute immer 

noch mindestens 80 Millionen Menschen in Armut und 

mindestens 180 Millionen Analphabeten. Die knapper 

werdenden Ressourcen und die zunehmenden Umwelt­

belastungen beunruhigen nicht nur die Regierung, son­

dern werden auch von einem großen Teil der Bevölke­

rung als alarmierend betrachtet. Partei und Regierung, 

aber auch Fachleute sind der Überzeugung, daß bevölke­

rungspolitische Maßnahmen zur Lösung dieser Probleme 

beitragen. Dies ist unter Entwicklungssoziologen eine 

zwar nicht unumstrittene, aber auch im Westen vorherr­

schende Auffassung.

Fragen wir uns, ob und in welcher Hinsicht die Ergebnis­

se der Weltbevölkerungskonferenz die chinesische Be­

völkerungspolitik beeinflussen können. Zur Beantwor­

tung dieser Frage ist es aufschlußreich, festzustellen, daß 

die chinesischen Medien von der Kairoer Konferenz nur 

am Rande Notiz nahmen, so daß sie in der Öffentlichkeit 

kaum wahrgenommen werden konnte. Als Beispiel ist die 

Volkszeitung heranzuziehen. Sie berichtete lediglich im 

hinteren Teil unter den internationalen Nachrichten an 

vier Tagen in relativ kurzen Meldungen über die Konfe­

renz, die Guangming-Zeitung gar nicht. Einen Leitartikel 

oder Kommentar auf der ersten Seite suchte man vergeb­

lich. Dies erlaubt nicht unbedingt Rückschlüsse auf den 

Stellenwert der Familienplanung in der chinesischen 

Öffentlichkeit, denn dieser ist ohne Frage sehr hoch, weil 

jede Familie betroffen ist. Die geringe Beachtung der 

Konferenz legt aber den Schluß nahe, daß die chinesische 

Regierung die Bedeutung der Konferenz für ihre eigene 

Bevölkerungspolitik gering einschätzt. Weder kann sie 

die Konferenzergebnisse zur Rechtfertigung ihrer Politik 

heranziehen, weil China weit über das auf der Konferenz 

verabschiedete Aktionsprogramm hinausgeht, noch kann 

es in ihrem Interesse liegen, die auf der Konferenz disku­

tierten kritischen Themen anzusprechen.

Dennoch sollte man einen Einfluß nicht gänzlich aus­

schließen. Es kann durchaus sein, daß die chinesische 

Regierung in Zukunft das Problem von Zwangsmaßnah­

men, insbesondere Abtreibung und Sterilisation, mit grö­

ßerer Vorsicht behandelt, sich zumindest der internatio­

nalen Kritik in stärkerem Maße bewußt wird, ohne frei­

lich einen grundsätzlichen Kurswechsel vorzunehmen. 

Schließlich hat China auch bei dem geplanten Eugenik-

Gesetz eingelenkt, indem es den Gesetzentwurf fürs erste 

auf Eis legte, wobei der internationale Protest sicherlich 

eine Rolle spielte. Eine weitere Hoffnung schließt sich 

an, daß nämlich die in Kairo beschlossene Stärkung der 

Rolle und Stellung der Frau auch in China größere Be­

achtung findet. Erst wenn die chinesischen Frauen nicht 

mehr fremdbestimmt sind, d.h. wenn sie nicht mehr in 

dem Konflikt zwischen offizieller Familienplanungspolitik 

(die im wesentlichen von Männern bestimmt wird) und 

den Wünschen oder gar Forderungen ihrer Ehemänner 

aufgerieben werden, wird die volle Gleichberechtigung 

erreicht sein. Eine solche würde einen entscheidenden 

Beitrag zu einer konfliktfreieren Familienplanung leisten 

können. Bis dahin ist noch ein langer Weg zurückzule­

gen. Eine wichtige Station wird die vierte Weltfrauenkon­

ferenz der Vereinten Nationen darstellen, die im Sep­

tember 1995 in Beijing stattfindet und für die die Vorbe­

reitungen in vollem Gange sind.
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